
 

 

 

Verantwortlicher Herausgeber: Landratsamt Deggendorf 

Erscheint nach Bedarf – Zu beziehen beim Landratsamt Deggendorf – Einzelbezugspreis € 1,00 

Das Amtsblatt ist auch über das Internet unter www.landkreis-deggendorf.de abrufbar. 
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AZ: 43-1711.4/3 Du 
 
Immissionsschutzgesetze; 
Betrieb einer Biogasanlage (Anlage nach Nrn. 1.2.2.2 i. V. m. 8.6.3.2 und 9.36 des Anhangs 1 zur 4. 
BImSchV) durch die Biogas Z GbR, Wallerdorf 47, 94550 Künzing; 
wesentliche Änderung nach § 16 Abs. 1 BImSchG (Neugenehmigung BHKW 2, Neugenehmigung  
eines Endlagers 3, Errichtung eines Fassfüllplatzes, Errichtung einer neuen Trafostation, Installation 
eines Gasmengenzählers) 
 
hier: standortbezogene Vorprüfung nach § 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG) 
 
 

 
B E K A N N T M A C H U N G : 

 
 
Die Biogas Z GbR, Wallerdorf 47, 94550 Künzing, betreibt auf dem Grundstück Fl. Nr. 1628 der 
Gemarkung Künzing, Gemeinde Künzing, eine mit Bescheid vom 13.05.2008 immissionsschutz-
rechtlich genehmigte Biogasanlage.  
 
Am 30.11.2015 ist der Antrag der Biogas Z GbR auf Erteilung der Genehmigung einer wesentlichen 
Änderung dieser Anlage beim Landratsamt Deggendorf eingegangen.  
 
Gegenstand der wesentlichen Änderung sind nachstehend aufgeführte Punkte: 
 

- Errichtung und Betrieb eines zweiten BHKWs mit einer elektrischen Leistung von 600 kWel 
sowie einer Feuerungswärmeleistung von 1.420 kW zur Flexibilisierung der BHKW-Anlage 

- Neugenehmigung eines Endlager mit D= 30 m und H= 6 m zur Lagerung von Gärresten in 
offener Ausführung 

- Errichtung eines Fassfüllplatzes 
- Errichtung einer neuen Trafostation 
- Installation Gasmengenzähler. 

 
Bei der im Betreff genannten Anlage handelt es sich nach Umsetzung der beantragten wesentlichen 
Änderung weiterhin um eine Anlage nach Nr. 1.2.2.2 und 8.4.2.2 der Anlage 1 zum UVPG, für die eine 
standortbezogene Vorprüfung nach § 3c UVPG vorgeschrieben ist. Im Zuge der Vorprüfung ist festzu-
stellen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Nr. 2 der Anlage 2 zum UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung 
zur Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG 
besteht. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträg-
lichkeitsprüfung zu unterziehen ist, da keine erheblichen, nachteiligen Umweltauswirkungen aufgrund 
besonderer örtlicher Gegebenheiten zu besorgen sind. 
 
Die Übereinstimmung des Vorhabens mit den materiellen Umweltrecht wird unbeschadet dessen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens –ohne die zusätzlichen, im Wesentlichen verfahrensrechtlichen 
Anforderungen des UVPG- überprüft. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG bekannt gegeben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Der der Prüfung zugrunde gelegten Unterlagen und die Begründung der Feststellung können auf An-
trag nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim Landratsamt Deggendorf, Sach-
gebiet 43, Herrenstraße 18, 94469 Deggendorf, eingesehen werden. 
 
Deggendorf, 30.05.2016 
Landratsamt Deggendorf 
 
gez. 
 
B e c k e r 
Oberregierungsrat 
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AZ:  41-6323.3 
 
 
 
Wassergesetze und Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Einleiten von Abwasser aus der neuen „Sickerwasserbehandlungsanlage der Deponie Außernzell“ 
in die Kleine Ohe durch die Fa.  Abfallwirtschafts-Gesellschaft Donau-Wald mbH (AWG),  Gerhard-
Neumüllerweg 1,  94532 Außernzell  
 
hier: Bekanntgabe nach § 3a Satz 2 Halbsatz 2 des Gesetzes über die 
  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
 
 
 
 

 
B E K A N N T M A C H U N G  : 

 
 
 
 
 
Bei der beantragten Maßnahme handelt es sich um ein Vorhaben nach Nr. 13.1.3 der Anlage 1 zum 
UVPG, für das eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Satz 1 UVPG vorgeschrieben 
ist. 
Im Zuge der Vorprüfung wurde festgestellt, dass das Vorhaben keiner Umweltver-
träglichkeitsprüfung bedarf.  
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3 Satz 2 Halbsatz 2 UVPG bekannt gegeben. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.  
 
Nähere Informationen können beim Landratsamt Deggendorf, Sachgebiet 41   -Wasserrecht, Natur-
schutz, Bodenschutz-,  Herrenstraße 18,  94469 Deggendorf,  Tel. 0991/3100-409,  eingeholt wer-
den. 
 
 
 
Deggendorf,  25.05.2016 
Landratsamt Deggendorf 
 
gez. 
 
 
B i s c h o f f 
Oberregierungsrätin 
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10-941/1 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der 

Haushaltssatzung des Landkreises Deggendorf 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
 
Aufgrund des Art. 57 ff der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) hat der Kreistag des 
Landkreises Deggendorf folgende Haushaltssatzung erlassen, die hiermit gemäß Art. 59 Abs. 3 
LKrO amtlich bekanntgemacht wird: 

 
I. 

 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt  
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 108.154.500 € 
 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 25.305.800 € 

 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
wird auf 10.117.600 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 3.085.000 € 
festgesetzt. 

 
 

§ 4 
 
(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff des Fi-

nanzausgleichsgesetzes umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 50.269.861,00 € 
(Umlagesoll) festgesetzt. 

 
(2) Die Kreisumlage wird in Hundertsätzen aus nachstehenden Steuerkraftzahlen und Schlüsselzu-

weisungen bemessen: 
 

Vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung festgestellte endgültige Steu-
erkraftzahlen (Stand: 26.11.2015): 

 
der Grundsteuer A 1.095.642 € 
der Grundsteuer B 9.994.048 € 
der Gewerbesteuer 36.780.894 € 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 40.550.224 € 
der Umsatzsteuerbeteiligung 4.288.012 € 
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die 80 %igen Schlüsselzuweisungen, auf die die  
kreisangehörigen Gemeinden im HJ 2015 Anspruch  
hatten, betragen: 19.001.981 € 
 
Umlagegrundlage (= Umlagekraft) 111.710.801 € 

 
 
(3) Nach Art. 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes werden die Hebesätze für die Kreisumlage 

wie folgt festgesetzt: 
 

1. aus der Steuerkraftzahl der Grundsteuer 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)  45 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (B)     45 v. H. 
 
2. aus der Steuerkraftzahl der Gewerbesteuer   45 v. H. 
 
3. aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  45 v. H. 
 
4. aus der Umsatzsteuerbeteiligung    45 v. H. 
 
5. aus den Schlüsselzuweisungen    45 v. H. 

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 7.000.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

II. 
 
 
 
Die Regierung von Niederbayern als Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Schreiben vom 
25.04.2016, AZ: 12-1512.271-18, die genehmigungspflichtigen Bestandteile der Haushaltssatzung 
2016, und zwar 
 
(1) den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen im Vermögenshaushalt  

(§ 2 der Haushaltssatzung) mit 10.117.600 € 
 
(2) den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im 
 Vermögenshaushalt des Landkreises (§ 3 der Haushaltssatzung) mit 3.085.000 € 
 
genehmigt. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen und der Haushaltsplan 2016 liegen gemäß Art. 59 Abs. 3 
LKrO im Landratsamt Deggendorf, Herrenstraße 18, Zi.-Nr. 137 (I. Stock) innerhalb der allgemeinen 
Dienststunden während des ganzen Jahres zur Einsicht auf. 
 
Deggendorf, 12.05.2016 
LANDRATSAMT 
 
gez. 
 
Christian Bernreiter 
L a n d r a t 
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Bekanntmachung 

der 
Haushaltssatzung 

des Zweckverbandes zur Unterhaltung von  
Gewässern III. Ordnung in den Landkreisen Deggendorf und Straubing-

Bogen für das Haushaltsjahr 
2 0 1 6 

 
 
 

I. 
 
Aufgrund des Art. 12 der Verbandssatzung und der Art. 35 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 41 Abs. 1 KommZG 
i.V. mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband folgende  
Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der Verwaltungshaushalt für das Haushaltsjahr 2016 wird in den Einnahmen und Ausgaben auf je 
610.100.--€  festgesetzt. 
 
Der Vermögenshaushalt enthält Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 70.000.--€. 
 
 

§ 2 
 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufgenommen.  
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen im Verwaltungshaushalt 2016 nicht gedeckten Bedarfs, 
der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Zweckverbandes umgelegt wer-
den soll (Verwaltungsumlage) wird auf 39.600.--€ festgesetzt (Umlagesoll). 
Für die Bemessung der Umlage-Entgelte zur Unterhaltung von Gewässern III. Ordnung werden die 
vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf ermittelten Hektargleichwerte  
(§ 25 der Satzung) herangezogen. 
 
Die maßgeblichen Umlagegrundlagen aller Mitglieder des Zweckverbandes für das Haushaltsjahr 
2016 betragen für die Berechnung der Verwaltungsumlage 142.369 Hektargleichwerte. Der Umla-
gesatz wird somit im Verwaltungshaushalt auf 0,2782 je Hgw. festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 65.000.-- € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben und (oder) den Stellenplan bezie-
hen, werden nicht in die Haushaltssatzung aufgenommen. 
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§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Diese Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
 

III. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. Art. 65 Abs. 3 GO in der Zeit vom 01.06.2016 bis einschließlich 
08.06.2016 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes (Markt Hengersberg, Mimminger Str. 2, 
Bauamt Zi. Nr. 21, 94491 Hengersberg) während der allgemein üblichen Öffnungszeiten zur Ein-
sichtnahme aus. 
 
 
 
Hengersberg, 19.05.2016 
 
gez. 
 
Christian Mayer 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mittelschule Winzer-Iggensbach 

für das Haushaltsjahr 2016 
 
Auf Grund des Art 9 Abs. 9 BaySchFG, Art 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG sowie der Art. 63 ff GO er-
lässt der Schulverband Mittelschule Winzer-Iggensbach folgende Haushaltssatzung, die hiermit 
gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG und § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung vom 25.03.2015 amtlich bekannt gemacht wird. 
 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 375.200 Euro 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 50.000 Euro 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs- 
maßnahmen wird auf 0 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden mit 0 Euro 
festgesetzt 
 

§ 4 
 
Schulverbandsumlage: 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf ( Umlagesoll ) zur Finanzierung von Ausga-
ben  
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 300.700 Euro 
festgesetzt. 
Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandschüler auf die Mitglieder des Schulver-
bandes umgelegt. 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 
1.10.2015 auf 103 
Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Verwaltungsumlage beträgt somit je Verbandsschüler 2.919,42 Euro 
  
Investitionsumlage: 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf ( Umlagesoll ) zur Finanzierung von Ausga-
ben  
im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 0 Euro 
festgesetzt. 
Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandschüler auf die Mitglieder des Schulver-
bandes umgelegt. 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 
1.10.2015 auf 103 
Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Investitionsumlage beträgt somit je Verbandsschüler 0 Euro 
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§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan 
wird auf 90.000 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Haushaltsatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile 
 
 

III. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V. mit Art. 40 Abs. 1, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art 65 Abs. 3 Satz 3 GO in der Zeit vom 30.05.2016 bis einschließlich 13.06.2016 
öffentlich in der Marktverwaltung Winzer, Schwanenkirchner Str 2, 94577 Winzer Zimmer 4, zur 
Einsichtnahme auf. Der Haushaltsplan und die Haushaltssatzung liegen während der Dauer ihrer 
Gültigkeit in der Marktverwaltung Winzer zur Einsicht bereit ( § 4 Abs. 1 BekV ). 
 
 
Winzer, den 18.05.2016 
gez. 

Jürgen Roith,  
Schulverbandsvorsitzender 
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Haushaltssatzung des Schulverbands 
-MITTELSCHULE OSTERHOFEN- 

Landkreis Deggendorf 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
 
Auf Grund von Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 40 Abs. 
1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung (GO) erlässt der Schulverband Mittelschule Osterhofen folgende Haushaltssatzung, die 
hiermit gemäß Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekanntge-
macht wird: 

 

I. 
§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im VERWALTUNGSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 510.700,00 € 

und    

im VERMÖGENSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 35.300,00 € 

ab.    

 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
Schulverbandsumlage 

 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Aus-

gaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 410.700,00 € festgesetzt 
und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Ver-
waltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 

vom 01. Oktober 2015 auf 195 Verbandsschüler festgesetzt. 
 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.106,1538 € festgesetzt. 
 
4. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Aus-

gaben im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 20.300,00 € festgesetzt und 
nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Investiti-
onsumlage). 

 
5. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 

vom 01. Oktober 2015 auf 195 Verbandsschüler festgesetzt.  
 
6. Die Investitionsumlage wird je Schüler auf 104,1026 € festgesetzt. 
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§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht be-
ansprucht. 
 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 40 KommZG i.V.m. Art. 71 
Abs. 2 und Abs. 4 GO genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während der allgemeinen Geschäftsstunden im 
Rathaus der Stadt Osterhofen, Stadtplatz 13, 94486 Osterhofen, Zimmer-Nr. 14, öffentlich zur Ein-
sichtnahme bereit. Der Haushaltsplan wird vom  31.05.2016 bis einschließlich 07.06.2016 öffentlich 
aufgelegt (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 24, 26 Abs. 1 und 40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, § 4 
BekV). 
 
 
 
Osterhofen, den 09.05.2016 

 
 

SCHULVERBAND MITTELSCHULE OSTERHOFEN 
 
 
 

gez. 
Liane Sedlmeier 
Schulverbandsvorsitzende 
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B E K A N N T M A C H U N G  
 

der Haushaltssatzung des Schulverbandes der Grundschule Iggensbach-
Schwanenkirchen 

für das Haushaltsjahr 2016. 
 
 
Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 40 Abs. 1,Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 
65 Abs. 3 Satz 3 GO erlässt der Schulverband der Grundschule Iggensbach-Schwanenkirchen fol-
gende Haushaltssatzung, die hiermit gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. mit Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
KommZG amtlich bekannt gemacht wird:  
 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    358.550,-- Euro 
 
und 
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    107.700,-- Euro 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.
        
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
(Schulverbandsumlage) 

 
(1) Verwaltungsumlage 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung          
von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf  317.050,-- € 
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 

dem Stand vom 1. Oktober 2015 auf 85 Verbandsschüler festgesetzt. 
 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  3.730,00 €  festgesetzt. 
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(2) Investitionsumlage 
 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 50.000,-- €  festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltsatzung tritt mit dem 1. Januar  2016  in Kraft. 
 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 

Der Haushaltsplan liegt mit ihren Anlagen gemäß Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V. mit Art. 40 Abs. 1, 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO, in der Zeit vom 30.05.2016  bis 
07.06.2016 bei der Gemeinde Iggensbach, Hauptstr. 39, 94547 Iggensbach, Zimmer 2, während 
der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme auf.  
 
 
Iggensbach, 27. Mai 2016 
 
 
 
 
gez.    
H a i d e r 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 
  



78 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mittelschule Plattling 

für das Haushaltsjahr 2016 
 
 
 

Aufgrund der Art. 9 Abs. 7 u. 9 BaySchFG, Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG sowie der Art. 63 ff. GO 
erläßt der Schulverband Mittelschule Plattling folgende Haushaltssatzung, die hiermit gem. Art. 9 
Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 25 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekannt gemacht wird: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt, er 

schließt  

 
im Verwaltungshaushalt  

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 619.700,-- € 

 
und  
 
im Vermögenshaushalt  
 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 80.000,-- € 

 
ab. 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
1. 

 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Aus-
gaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 468.200 € festgesetzt und 
nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Verwal-
tungsumlage). 
 

 
2. 

 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 01. Oktober 2015 auf 386 Verbandsschüler festgesetzt. 
 

 
3. 

 
Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.212,95 € festgesetzt. 

 
4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 

 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht be-
ansprucht. 
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Satzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
 

III. 
 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während des ganzen Jahres in der Stadtverwaltung 
Plattling, Steueramt, Preysingplatz 1 öffentlich auf (§ 4 Bekanntmachungsverordnung, Art. 9 Abs. 9 
BaySchFG i.V.m. Art. 40 Abs. 1, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
 
Plattling, 28.04.2016 
 
 
gez. 
 
Erich Schmid 
Schulverbandsvorsitzender 
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Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 

Aufgebotsverfahren 
 
 
 
 
 
Die Sparkassenurkunden 
 
 
 

Nr. 3783996212 
Nr. 3783210010 
Nr. 3785108451 
Nr. 3783218641 

 
 
ausgestellt von der Sparkasse Deggendorf sind in Verlust geraten. Gemäß Art. 35 AGBGB werden 
die Sparkassenurkunden hiermit aufgeboten und die Inhaber aufgefordert, binnen einer Frist von 3 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparkassenurkunde anzumelden. Wenn innerhalb dieser 
Zeit keine Rechte angemeldet werden, werden die Sparkassenurkunden für kraftlos erklärt. 
 
 
 
Deggendorf, 09.05.2016; 17.05.2016 
 
gez.  
 
 
Sparkasse Deggendorf 
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Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 
 
 

Kraftloserklärung 
 
 
 
 
 
Die Sparurkunden 
 
 
 
 

Nr. 3765278829 
Nr. 3765011980 
Nr. 3782918233 

 
 
 
 
 
werden gem. Art. 39 AGBGB für kraftlos erklärt. 
 
 
 
 
Deggendorf, 23.05.2016 
 
 
Sparkasse Deggendorf 
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